
 

 

I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: InnoTec TSS Aktiengesellschaft.  
 

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Düsseldorf.  

 
§ 2 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Leitung von Unternehmen und die Verwaltung 
von Beteiligungen an Unternehmen, insbesondere solcher Unternehmen, die im Bereich 

der Entwicklung, Produktion und des Vertriebs von Bauelementen und Baustoffen im 

In- und/oder Ausland tätig sind. Die Tätigkeit des Unternehmens umfasst insbesondere 
den Erwerb, das Halten und Verwalten sowie die Veräußerung von Beteiligungen an 

Unternehmen, deren Zusammenfassung unter einheitlicher Leitung sowie deren 
Unterstützung und Beratung einschließlich der Übernahme von Dienstleistungen für 

diese Unternehmen. Die Gesellschaft kann im Bereich der Entwicklung, Produktion und 

des Vertriebs von Bauelementen und Baustoffen auch selbst tätig werden. 
 

(2) Innerhalb dieser Grenze ist die Gesellschaft zu allen Geschäften und Maßnahmen be-
rechtigt, die zur Erreichung des Gesellschaftszweckes notwendig oder nützlich er-

scheinen, mit Ausnahme von Bankgeschäften im Sinne des § 1 des Gesetzes über das 
Kreditwesen.  

 

§ 3 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  

 
§ 4 

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im Bundesanzeiger, soweit 

nicht das Gesetz im Einzelfall etwas anderes bestimmt. Die Übermittlung von Informationen 
an Aktionäre darf auch im Wege der Datenfernübertragung erfolgen. 

 
 

II. Grundkapital und Aktien 
 

§ 5 
(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt                        Euro  15.312.000,00. 

 
(2) Es ist eingeteilt in 9.570.000 Stückaktien (Aktien ohne Nennbetrag). 

 
(3) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

 

(4) Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine bestimmt 
der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Das gleiche gilt für Schuldver-

schreibungen. 
 

(5) Die Gesellschaft kann Einzelaktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die eine Mehr-

zahl von Aktien verbriefen (Sammel-Aktien). Der Anspruch der Aktionäre auf Verbrie-
fung des Anteils ist ausgeschlossen.  

 
(6) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 26. Juni 2030 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu 7.656.000 Euro durch ein- oder 

mehrmalige Ausgabe von bis zu 4.785.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien 
gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025). Der 

Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 
Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. Die neuen Aktien 

sind den Aktionären zum Bezug anzubieten. Das Bezugsrecht kann den Aktionären 
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gem. § 186 Abs. 5 AktG auch mittelbar gewährt werden. Der Vorstand ist jedoch 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in 
folgenden Fällen auszuschließen: 

 

-   Für Spitzenbeträge; 

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur 

Gewährung von Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen; 

- bei Bareinlagen, wenn (a) der auf die auszugebenden Aktien 
entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % des Grundkapitals 

nicht überschreitet, und zwar des Grundkapitals der Gesellschaft zum 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder, falls dieser 
Wert geringer ist, des Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 

Ausübung dieser Ermächtigung, und wenn (b) der Ausgabebetrag der 
Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der 

Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 

Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet. Auf die vorgenannte 
10 %-Grenze werden Aktien angerechnet, die (i) während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung zuvor oder gleichzeitig aufgrund einer anderen 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gem. oder 

entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert 
wurden bzw. werden; anzurechnen sind (ii) ferner diejenigen Aktien, die 

zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder 

Optionsrechten bzw. einer Options- oder Wandlungspflicht ausgegeben 
werden bzw. auszugeben sind, sofern diese Schuldverschreibungen 

gem. oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung von der Gesellschaft oder einer unmittelbaren oder 

mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der Gesellschaft auf der 

Grundlage einer entsprechenden Ermächtigung zuvor oder gleichzeitig 
ausgegeben wurden bzw. werden. Die gemäß den vorstehenden Sätzen 

nach einer Anrechnung verminderte Höchstgrenze wird mit 
Wirksamwerden einer von der Hauptversammlung beschlossenen neuen 

anderweitigen Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts gem. 

oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wieder erhöht, und zwar in 
dem Umfang, wie nach der neuen anderweitigen Ermächtigung das 

Bezugsrecht gem. oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgeschlossen werden kann, höchstens aber bis zu einem Betrag, der 

10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 

bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung des § 5 der Satzung nach vollständiger oder 

teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals entsprechend der jeweiligen 
Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2025 und, falls das Genehmigte Kapital 2025 bis 

zum 26. Juni 2030 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt worden sein sollte, nach Ablauf 
der Ermächtigungsfrist anzupassen. 

 

III. Der Vorstand 
 

§ 6 

(1) Der Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. 
 

(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. 

 
§ 7 

Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in 
Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein Vorstandsmitglied vorhanden, 

vertritt dieses die Gesellschaft allein. 
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IV. Der Aufsichtsrat 
 

§ 8 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. Sie werden längstens für die Zeit bis zur 

Beendigung der Hauptversammlung gewählt, die über Entlastung für das vierte 
Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit bestimmt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in 

dem sie ihr Amt antreten, nicht mitgerechnet. 
 

(2) Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausscheidenden Mitglieds gewählt, 

so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds. 
 

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von einem Monat auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Erklärung gegenüber 

dem Vorstand niederlegen. 
§ 9 

Im Anschluss an eine Hauptversammlung, in der alle von der Hauptversammlung zu 

wählenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind, findet eine Aufsichtsrats-
sitzung statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf. In dieser Sitzung wählt 

der Aufsichtsrat für die Dauer seiner Amtszeit unter dem Vorsitz des an Lebensjahren 
ältesten Aufsichtsratsmitgliedes aus seiner Mitte den Vorsitzenden des Aufsichtsrats und  

einen Stellvertreter. Scheidet der Vorsitzende des Aufsichtsrats aus, so hat der Aufsichtsrat 

unverzüglich eine Ersatzwahl vorzunehmen. 
 

§ 10 
(1) Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden oder von seinem Stellvertreter 

einberufen, so oft das Gesetz oder die Geschäfte es erfordern. 
 

(2) Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter. Die Art der 

Abstimmung wird vom Vorsitzenden der Sitzung bestimmt. 
 

(3) Beschlüsse können auch ohne Einberufung einer Sitzung schriftlich, telefonisch, per 
Telefax oder mittels elektronischer Datenübertragung gefasst werden, wenn der 

Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter dies anordnet und kein Mitglied 

des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht.  
 

(4) Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. 
 

(5) Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den 
Vorsitzenden oder seinen Stellvertreter abgegeben. 

 

§ 11 
(aufgehoben) 

 
§ 12 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ab dem 01.01.2025 neben dem Ersatz ihrer 

Auslagen nach Ablauf des Geschäftsjahres eine feste Vergütung, die für das einzelne 
Mitglied Euro 24.000, für den Vorsitzenden das Doppelte und für den stellvertretenden 

Vorsitzenden das Eineinhalbfache beträgt. Die Umsatzsteuer geht zu Lasten der 
Gesellschaft. 
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V. Hauptversammlung 
 

§ 13 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder an einem anderen Ort 

innerhalb der Bundesrepublik Deutschland statt. Sie wird durch den Vorstand oder in 
den gesetzlich vorgesehenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. 

 
(2) Sie ist, soweit gesetzlich keine kürzere Frist zulässig ist, mindestens dreißig Tage vor 

der Versammlung einzuberufen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag der 

Einberufung sind nicht mitzurechnen. Die Einberufungsfrist verlängert sich um die Tage 
der Anmeldefrist (§ 14 Absatz 1).  

 
§ 14 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Versammlung anmelden und ihre 

Berechtigung nachweisen. Der Berechtigungsnachweis ist durch eine Bescheinigung 

des depotführenden Instituts über den Anteilsbesitz zu führen, der sich auf den 
Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Versammlung zu beziehen hat; ein Nachweis 

gem. § 67c Abs. 3 AktG reicht aus. 
 

(2) Die Anmeldung und der Berechtigungsnachweis müssen in deutscher oder englischer 

Sprache erfolgen und der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten 
Adresse mindestens sechs Tage vor der Versammlung zugehen. In der Einberufung 

kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Der Tag des 
Zugangs und der Tag der Versammlung sind nicht mitzurechnen. Einzelheiten zur Form 

und Übermittlung der Anmeldung sowie des Berechtigungsnachweises kann der 
Vorstand in der Einberufung bestimmen, insbesondere, ob diese in Textform, auf 

elektronischem Weg bzw. in elektronischen und maschinenlesbaren Formaten (z.B. im 

Format eines unter Intermediären verwendeten Übermittlungsverfahrens gem. der 
Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212) zu erfolgen haben. 

 
(3) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der 

Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 

Gesellschaft bedürfen der Textform, sofern in der Einberufung keine Erleichterungen 
bestimmt werden. Einzelheiten zur Erteilung der Vollmacht, ihren Widerruf und zum 

Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft werden mit der 
Einberufung bekannt gemacht. § 135 AktG bleibt unberührt. 

 
§ 14a 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorzusehen, dass die 

Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 
am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung). Diese 

Ermächtigung gilt für einen Zeitraum von zwei Jahren nach Eintragung dieser 
Satzungsregelung in das Handelsregister der Gesellschaft. Auf die virtuelle 

Hauptversammlung finden alle Regelungen dieser Satzung für Hauptversammlungen 

Anwendung, einschließlich § 16 Abs. 4, soweit nicht das Gesetz zwingend etwas anderes 
vorsieht oder in dieser Satzung ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

 
§ 15 

(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme.  

 
(2) Falls Aktien nicht voll eingezahlt sind, beginnt das Stimmrecht nach Maßgabe des  

§ 134 Abs. 2 Satz 3 und 5 AktG mit der Leistung der gesetzlichen Mindesteinlage. 
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§ 16 

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein 
Stellvertreter oder ein sonstiges Mitglied des Aufsichtsrats. Für den Fall, dass ein Mit-

glied des Aufsichtsrats den Vorsitz nicht übernimmt, wird der Versammlungsleiter unter 

Leitung des ältesten anwesenden Aktionärs durch die Hauptversammlung gewählt. 
 

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der Ge-
genstände der Tagesordnung. 

 
(3) Der Vorsitzende bestimmt die Form und die weiteren Einzelheiten der Abstimmung. 

 

(4) Der Versammlungsleiter ist berechtigt, für das Rede- und Fragerecht zusammenge-
nommen einen angemessenen zeitlichen Rahmen für den ganzen Hauptver-

sammlungsverlauf, für den einzelnen Tagesordnungspunkt und für den einzelnen 
Redner zu setzen. 

 

(5) Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die teilweise oder vollständige Übertragung der 
Hauptversammlung in Bild und Ton in einer von ihm zu bestimmenden Weise 

zuzulassen. 
 

(6) Der Vorstand kann vorsehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der 
Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation 

abgeben dürfen (Briefwahl). Er kann das Verfahren der Briefwahl im Einzelnen regeln. 

 
(7) Aufsichtsratsmitglieder, die nicht den Vorsitz in der Hauptversammlung führen, können 

an der Hauptversammlung auch im Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen, 
wenn (i) die physische Anwesenheit aufgrund gesundheitlicher Risiken für das 

betreffende Mitglied oder die übrigen Teilnehmer nicht vertretbar erscheint, (ii) die 

Teilnahme des betreffenden Mitglieds am Ort der Hauptversammlung mit einem 
unverhältnismäßig hohen Reiseaufwand verbunden wäre oder (iii) die 

Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird. 
Aufsichtsratsmitglieder, die den Vorsitz in der Hauptversammlung führen, haben stets 

am Ort der Hauptversammlung teilzunehmen. 

 
§ 17 

(1) Die Hauptversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, soweit nicht die Satzung oder zwingende gesetzliche Vorschriften eine 

größere Mehrheit bestimmen. Schreibt das Gesetz außerdem eine Mehrheit des bei 
der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals vor, so genügt, soweit gesetzlich 

zulässig, die einfache Mehrheit des vertretenen Grundkapitals; dies gilt insbesondere 

für Beschlussfassungen gemäß § 179 AktG (Satzungsänderungen), § 182 AktG 
(Erhöhung des Grundkapitals gegen Einlagen) und § 221 AktG (insbesondere 

Wandelschuldverschreibungen und Gewinnschuldverschreibungen). 
 

(2) Zu Änderungen der Satzung, die lediglich die Fassung betreffen, ist der Aufsichtsrat er-

mächtigt. 
 

 

Ende der Satzung 


